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91. Gesundheitsministerkonferenz
am 20./21. Juni 2018 in Düsseldorf


TOP 8.2

Ausbau der Länderbeteiligung am Pharma-Dialog der Bundesregierung

Antragsteller: Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saarland


Beschluss:

Die GMK beschließt, dass die Beteiligung der Gesundheitsministerien der Länder am Pharma-Dialog in den Kompetenzteams 1 bis 3 angestrebt werden soll. Es scheint (aus Ressourcen- und Effizienzgründen) im Gegenzug sinnvoll, die Beteiligung der Bundesländer von vier auf i.d.R. zwei Vertreter (je ein A- und B-Land) zu begrenzen.


Begründung:

Die GMK hat im Zuge der 89. Konferenz auf Initiative Hessens hin beschlossen, dass die Gesundheitsministerien der Länder an der Fortsetzung des Pharma-Dialogs der Bundesregierung beteiligt werden sollen, da Investitionen, Arbeitsplätze und auch Versorgung der Patienten mit Arzneimitteln die Menschen und die Interessen der Länder ganz unmittelbar betreffen (16:0:0). Dem Antrag sind die Länder Bayern, Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt beigetreten.

In der Begründung wurde ausgeführt, dass insbesondere die Dialogthemen „Stärkung klinischer Prüfungen hierzulande", „Herausforderung Antibiotikaresistenzentwicklung", „gute Arzneimittelversorgung für Patientinnen und Patienten" und „Rahmenbedingungen für den Pharma- und Biotechnologiestandort Deutschland" für die Länder von hoher Bedeutung sind.

Mit Schreiben des Vorsitzenden der ACK der 89. Gesundheitsministerkonferenz 2016 vom 20. Oktober 2016 wurden entsprechend dem GMK-Beschluss „Länderbeteiligung am Pharmadialog" die A-Länder Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen (zum damaligen Zeitpunkt) sowie die B-Länder Hessen und Bayern gemeldet; für die A-Seite wurde zudem als Vertretungsland Sachsen-Anhalt benannt.

Zudem bewertete die ACK der B-Länder in ihrer Sitzung vom 26./27. Oktober 2017 das Anliegen positiv. Hessen wurde um Vorbereitung eines Beschlussvorschlages für die GMK gebeten.

Eine Länderbeteiligung fand jedoch bisher nur für Kompetenzteam 4 „Bürokratieabbau" statt. Diese AG hat die Aufgabe, Hürden zu identifizieren und Lösungsvorschläge zu erarbeiten. Bürokratieabbau ist jedoch kein Thema, das für die Länder einen besonders hohen Stellenwert hat (allenfalls im SGB V-Bereich). Hessen z.B. hat bereits vor mehr als 15 Jahren eine Zentralisierung der Arzneimittelüberwachung realisiert und so Verwaltungsabläufe harmonisiert und vereinfacht.

Hingegen sind die Dialogthemen der anderen drei Kompetenzteams, die bisher ohne Länderbeteiligung arbeiten, für die Länder von hohem Interesse, was auch die Begründung des o.g. GMK-Antrags widerspiegelt. Diese Kompetenzteams beschäftigen sich mit 
· Antibiotikaforschung, -entwicklung und -versorgung (Kompetenzteam 1)
· Bedeutung der Globalisierung für die Gesundheitsversorgung (Kompetenzteam 2)
· neue Techniken und Trends (Kompetenzteam 3)

Kompetenzteam 1 befasst sich insbesondere mit Aspekten der Forschung und Entwicklung von Antibiotika und Diagnostik sowie mit Anreiz- und Kooperationsmodellen. Ein weiteres, für die Bundesländer besonders wichtiges Thema bildet die Antibiotikaproduktion bzw. -versorgung.

Kompetenzteam 2 befasst sich mit der nationalen und internationalen Bedeutung von Arzneimitteln für vernachlässigte Erkrankungen, der Stärkung des Transfers von Forschungsergebnissen von der Akademie in die Industrie auf diesem Feld sowie globalen Absatzmärkten und internationale Preisgestaltung. Da auf Landesebene, z.B. in Hessen unter Beteiligung der Landesregierung, entsprechende Veranstaltungen durchgeführt wurden, wäre auch hier eine Länderbeteiligung sinnvoll.

Kompetenzteam 3 befasst sich u.a. mit Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arzneimitteltherapie und -versorgung, mit Veränderungen in Versorgungsprozessen sowie mit neuen Trends für die Konzeption von klinischen Prüfungen und mit den regulatorischen Rahmenbedingungen. Insbesondere solche regulatorischen Rahmenbedingungen, die eine bedarfsgerechte, funktionsfähige und qualitativ hochwertige Arzneimittelversorgung zu möglichst niedrigen Arzneimittelpreisen, schwierige Abwägungen zwischen Innovationsförderung und effizienter Güterallokation sowie die permanente Interventionsspirale betreffen, sind für die Bundesländer in besonderem Maße relevant.


Votum: 16 : 0 : 0


